
(xanz 711 Schlufß komme ıch der einzıgen Sache, in der S16 Die Regierung des „demokratıischen“ Ostdeutschlands ließ dıe
m1ıch nıcht mıliverstanden haben, he] der ıch mıch gefreut Forderungen sraels und der 1n ıhrem (Gebijet lebenden UOpfer
habe, Sıe S1E entdeckt haben, N: ZU der ıch miıch jetzt des vollıg unbeachtet, doch Dr. Adenauer gyab 27 Sep-
doch 1U Sanz kurz außern 11l N1ie haben vollkommen recht, tember 1951 1m Plenum des Bundestages in Bonn 1N€ Er-

changed mınd und spreche nıcht mehr Vo: radıkal Bö- klaärung ab, In welcher die Bereitschaft seINEr Regierung
SC Wır haben Uuns lange nıcht gesehen, S ONSt waren wIr viel- kundtat, durch Verhandlungen miıt Vertretern des {udentums
leicht darauf sprechen gekommen. Unklar ist M1r, 116 Loösung des materjellen Wiedergutmachungsproblems
Sie dıe Wendung Vo  fa der „Banalıtat des Bösen“ en „Schlag- herbeizuführen.
wort”“ CNnNnen. Sovıjel ıch weiß, hat noch nıemand das Wort Am 15 Februar 19592 beschlofß dıie Regierung Israels, dıese
gebraucht; ber das ist ja egal. bın ın der JTat heute der Verhandlungen einzuleıten, die 10. September des glei-
Meınung, dafi das 0Ose ImMmMer 1Ur EXIrem ıst, ber nıemals chen Jahres miıt der Unterzeichnung e1NESs Abkommens be-
radikal, hat keine Tie{ie, auch keine Damonie. Es annn die endet wurden., in welchem Westdeutschland zustımmte, Israel
J1 Welt verwusten, gerade weıl WIC eIn Pilz der einen Betrag VO:  F dreıtausend Mıiıllıonen Mark (etwa 715 Mil-
Öbertfläche weıiterwuchert. 1ef ber un radikal ist immer lonen Dollar) und 450 Millionen Mark ZuU Gunsten der Je-
1Ur das ute Aber, W1€ gesagt, ıch möchte mich ber diese wiıish C'laims (lonference bezahlen!. Das Abkommen wurde
Dınge nıcht weıter außern, da ich die Ahbsıcht habe, darüber durch den Westdeutschen Bundestag 15 März 1953 un
noch einma|l 1n anderem Zusammenhang un ausführlıch ZweIl Jlage spater durch den Bundesrat ratihzıert \ vgl. VIL,
handeln. ber das konkrete Modell für das, Was ich me1ne, L DDas Abkommen wurde gleichen lage
wIrd Herr Eıchmann ohl hbleiben. durch den Präsıdenten Westdeutschlands unterzeichnet, und
NSie schlagen VOIL, Ihren Briet ZU veröttentlichen un fragen die Keparationszahlungen wurden dem Abkommen gemälß
mich, ob iıch e{was dagegen habe mochte VO  b eiıner I rans- mıit pünktlıcher Genauijgkeit abgestattet vgl XL,
formatıon ın die drıtte Person abraten. Der Wert dieser Aus- 7 XIV, 53/56 42 T
einandersetzung besteht darın, dafß S1E Briefcharakter hat N: bın 1n Israel m1t einigen VO.  - Adenauers politıschen Geg-
auf dem Boden der Freundschaft geführt WIL:  d Wenn Sie 1so LNEern zusammengekommen. Sie haben MI1r die Gründe für ıhre
bereit SIN Ihren Brijeft mıiıt melner Antwort zugleich VEI- Meıinungsverschiedenheit mıt Adenauer erklart, alle jedoch
öffentlichen, habe ıch selhbstvyerständlich nıchts dagegen. [üugten hınzu, daß S1e überzeugt sind, Se1INeT Haltung Israel
ber lassen WIr beı der Briefform. Ihre Hannah gegenüber lägen tıefe cittliche un relig1öse Motive zugrunde.

Als ıch Adenauer VOoOr TEe1 JTahren 1in New York begegnete,
Dr. enauer und Israel habe ıch mıch persönlich Voun der Rıchtigkeit dieser Einschäat-

ZUNS vergewiıssern können, un ın dem Briefwechsel, den ıch
Wır danken Dr. Adenauer der Oktober 1963 se1in Amt a 15 un- miıt ıhm führte, habe ıch SE1INE moralısche un polıtische Größe
deskanzler niedergelegt hat Er u15 relıg1öser und moralischer Über- empfunden
ZEUUNS den Israel-Vertrag 1952 yeschlossen hat vgl F1e; des
Freiburger Rundbrietkreises Dr. Adenauer VO! 11 1952 in: Y, D} Schreiben des Bundesverbandes Deutsch-IsraelischerJanuar und bringen Aazu 2405 einem 12653

Studiengrußppen (BDIS) 17 Bundeskanzler Dr. Adenauerın der israelischen hebräischen Tageszeıitung ‚Davar' und der in Jerusalem
englischsprachigen Tageszeitung ‚The Jerusalem 'ost erschienenen längeren Dem Bulletin des BDIS Nr. 2 (Bonn, entnehmen WIT das
Beıtrag Von dem ehemalıgen israelıschen Ministerpräsidenten Aayı Ben-
(zur:on den folgenden Auszug! folgende Schreiben, das auch uUunLLSEeICM nlıegen entspricht:

Berlin, den 17 September 1963a} Adenauers Größe
Konrad Adenauer, der 1m Alter VOoOnNn i Jahren, nach vierzehn Hochverehrter Herr Bundeskanzler!
Jahren als erster Kanzler Westdeutschlands zurückgetreten Wie NSie angekündigt haben, beabsichtigen S1e, dıe Leitungist, wırd In die deutsche ınd europäische Geschichte als eıner der deutschen Politik 1n nachster Zukunftt 1n andere Hände ZUuU
der größten Staatsmanner se1ıner eıt eingehen, dem die wirt- legen. Die VO  w Ihnen gegenuüber dem Staat Israel] verfolgteschaftliche, politische un moralische Wiedergeburt Se1NES zıielgerichtete Politik 1alst erwarten, daß diplomatische Bezile-
Landes nach der Katastrophe und der Schmach FA} verdanken hungen aufgenommen werden, sobald die allgemeine außen-
1St, 1n die das nationalsozialistische Kegıme Deutschland ınd politische Sıtuation der Bundesrepublik erlaubt.
einen erheblichen eıl Kuropas gesturzt hatte Das Land Meldungen uber Außerungen deutscher Parlamentarier 1mMm
War zerstort und verwustet: das Volk Wal hungrig und VCI“- Nahen sten ZULC Frage der deutschen Polıitik gegenüber Israel
rm{ ın 1n einem Zustand tiefer Verzweıllung. Adenauer
ber gelang Cs waährend selIner vierzehn]ährıgen Amtsdauer, erfüllen uns mıiıt tiefer Sorge uber dıe künftige (Gestaltung der

deutschen Politik 1n dieser Frage. Dies veranlajist UNs, hoch-
Deutschland einem der wohlhabendsten ın: höchst EeNTL- verehrter Herr Bundeskanzler, mı1t der dringenden Bıtte
wiıickelten Staaten 1n der Welt FA} machen Adenauers eitt- SiE heranzutreten, schon In allernächster eıt elinen entsche1-
lıche Qualitäten werden vielleicht AIn deutlichsten 1n seıner denden Schritt In dieser Richtung AU tun.
Haltung Z Israel klar. Am Marz 1951 uınterbreitete der Mit dem Ausdruck ergebenster Hochachtungdamalıge Auißenminiıister Israels, Moshe Sharett, 111 Namen grüßen {ur den
der Israel-Regierung den vier Besatzungsmaächten ın Deutsch- SCZ, Franz- Josef Markwitz
land 1ne Note, 11 der sraels Anspruch auf Wiedergut- SCZ Kgbert Gerken
machung VOonNn Deutschland (1n seinen beiden Teilen: West
un Ust) mit eiNnem Betrage VO:  ; 1500 Miıllionen Dollar gel- C} Adenauer für Beziehungen Israel
tend machte und begründete.
In der Note wird gesagt „KEın Verbrechen, unermelslichen Bonn, Oktober. Konrad Adenauer hat 1n éinem Interview
und furchtbaren Ausmaßes, annn durch keine materijelle mıt der „Allgemeınen Wüochenzeitung der Juden in Deutsch-
Wiedergutmachung gesühnt werden €s, wWas geschehen land“ die Hoffnung ausgesprochen, „dailß Wır In absehbarer
ann, hesteht in der Entschädigung der Erben der UOpfer un eit WI1IC mıt den arabıischen Ländern auch mit Israel
1n der Rehabilitierung der Überlebenden. DDie Juden wurden diplomatische Beziehungen herstellen“. Der Gedanke, der dıe
gemordet, das deutsche Volk jedoch genieBt weiter dıe Fruüchte
des Blutbades und des Raubes, die VO:  — seinen früheren Fuh-
LEL verubt wurden. Nach eInem Bibelwort hat ‚gemordet
Un auch geerbt‘.” Die Sowj]jetunion gab auf die israelische Über die Vorgeschichte des Vertrages vegl, auch Schalom Adler-Rudel

Aus der Vorzeit der Kollektiven Wiedergutmachung, SOWw1e Walter Schwarz
Note keine Antwort, ber die dre)ı westlichen Machte drück- Eın Baustein €5S:  te der Wiedergutmachung; Felıx Shinnar
ten re Sympathie mı der Forderung sraels AUS ınd regien Konzeption und Grundlage der Wiedergutmachung, In ‚In ZWe1 VWelten‘
direkte Verhandlungen zwıschen der Regierung sraels uınd Sıegfried MO05Sses ZU]! 75. Geburtstag. Verlag Biıtaon. Tel Avıv 1962
der Regjerung Westdeutschlands
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Ganz zum Schluß komme ich zu der einzigen Sache, in der Sie 
mich nicht mißverstanden haben, bei der ich mich gefreut 
habe, daß Sie sie entdeckt haben, und zu der ich mich jetzt 
doch nur ganz kurz äußern will. Sie haben vollkommen recht, 
I changed my mind und spreche nicht mehr vom radikal Bö-
sen. Wir haben uns lange nicht gesehen, sonst wären wir viel-
leicht darauf zu sprechen gekommen. Unklar ist mir, warum 
Sie die Wendung von der „Banalität des Bösen" ein „Schlag-
wort" nennen. Soviel ich weiß, hat noch niemand das Wort 
gebraucht; aber das ist ja egal. Ich bin in der Tat heute der 
Meinung, daß das Böse immer nur extrem ist, aber niemals 
radikal, es hat keine Tiefe, auch keine Dämonie. Es kann die 
ganze Welt verwüsten, gerade weil es wie ein Pilz an der 
Oberfläche weiterwuchert. Tief aber und radikal ist immer 
nur das Gute. Aber, wie gesagt, ich möchte mich über diese 
Dinge nicht weiter äußern, da ich die Absicht habe, darüber 
noch einmal in anderem Zusammenhang und ausführlich zu 
handeln. Aber das konkrete Modell für das, was ich meine, 
wird Herr Eichmann wohl bleiben. 
Sie schlagen vor, Ihren Brief zu veröffentlichen und fragen 
mich, ob ich etwas dagegen habe. Ich möchte von einer Trans-
formation in die dritte Person abraten. Der Wert dieser Aus-
einandersetzung besteht darin, daß sie Briefcharakter hat und 
auf dem Boden der Freundschaft geführt wird. Wenn Sie also 
bereit sind, Ihren Brief mit meiner Antwort zugleich zu ver-
öffentlichen, so habe ich selbstverständlich nichts dagegen. 
Aber lassen wir es bei der Briefform. Ihre Hannah 

15/11 Dr. Adenauer und Israel 

Wir danken Dr. Adenauer — der am 17. Oktober 1963 sein Amt als Bun-
deskanzler niedergelegt hat —, daß er aus religiöser und moralischer über-
zeugung den Israel-Vertrag am 10. 9. 1952 geschlossen hat (vgl. Brief des 
Freiburger Rundbriefkreises an Dr. Adenauer vom 29. 11. 1952 in: FR V, 
19./20. [Januar 1953], S. 9) und bringen dazu aus einem am 14. 10. 1963 

in der israelischen hebräischen Tageszeitung ,Davar` und der in Jerusalem 

englischsprachigen Tageszeitung ,The Jerusalem Post' erschienenen längeren 

Beitrag von dem ehemaligen israelischen Ministerpräsidenten David Ben-

Gurion den folgenden Auszug: 

a) Adenauers Größe 

Konrad Adenauer, der im Alter von 87 Jahren, nach vierzehn 
Jahren als erster Kanzler Westdeutschlands zurückgetreten 
ist, wird in die deutsche und europäische Geschichte als einer 
der größten Staatsmänner seiner Zeit eingehen, dem die wirt-
schaftliche, politische und moralische Wiedergeburt seines 
Landes nach der Katastrophe und der Schmach zu verdanken 
ist, in die das nationalsozialistische Regime Deutschland und 
einen erheblichen Teil Europas gestürzt hatte ... Das Land 
war zerstört und verwüstet; das Volk war hungrig und ver-
armt und in einem Zustand tiefer Verzweiflung. Adenauer 
aber gelang es während seiner vierzehnjährigen Amtsdauer, 
Deutschland zu einem der wohlhabendsten und höchst ent-
wickelten Staaten in der Welt zu machen ... Adenauers sitt-
liche Qualitäten werden vielleicht am deutlichsten in seiner 
Haltung zu Israel klar. Am 12. März 1951 unterbreitete der 
damalige Außenminister Israels, Moshe Sharett, im Namen 
der Israel-Regierung den vier Besatzungsmächten in Deutsch-
land eine Note, in der er Israels Anspruch auf Wiedergut-
machung von Deutschland (in seinen beiden Teilen: West 
und Ost) mit einem Betrage von 1500 Millionen Dollar gel-
tend machte und begründete. 
In der Note wird gesagt: „Ein Verbrechen, so unermeßlichen 
und so furchtbaren Ausmaßes, kann durch keine materielle 
Wiedergutmachung gesühnt werden ... Alles, was geschehen 
kann, besteht in der Entschädigung der Erben der Opfer und 
in der Rehabilitierung der überlebenden. Die Juden wurden 
gemordet, das deutsche Volk jedoch genießt weiter die Früchte 
des Blutbades und des Raubes, die von seinen früheren Füh-
rern verübt wurden. Nach einem Bibelwort hat es ,gemordet 
und auch geerbt`." Die Sowjetunion gab auf die israelische 
Note keine Antwort, aber die drei westlichen Mächte drück-
ten ihre Sympathie mit der Forderung Israels aus und regten 
direkte Verhandlungen zwischen der Regierung Israels und 
der Regierung Westdeutschlands an. 

Die Regierung des „demokratischen" Ostdeutschlands ließ die 
Forderungen Israels und der in ihrem Gebiet lebenden Opfer 
des NS völlig unbeachtet, doch Dr. Adenauer gab am 27. Sep-
tember 1951 im Plenum des Bundestages in Bonn eine Er-
klärung ab, in welcher er die Bereitschaft seiner Regierung 
kundtat, durch Verhandlungen mit Vertretern des Judentums 
eine Lösung des materiellen Wiedergutmachungsproblems 
herbeizuführen. 
Am 18. Februar 1952 beschloß die Regierung Israels, diese 
Verhandlungen einzuleiten, die am 10. September des glei-
chen Jahres mit der Unterzeichnung eines Abkommens be-
endet wurden, in welchem Westdeutschland zustimmte, Israel 
einen Betrag von dreitausend Millionen Mark (etwa 715 Mil-
lionen Dollar) und 450. Millionen Mark zu Gunsten der Je-
wish Claims Conference zu bezahlen'. Das Abkommen wurde 
durch den Westdeutschen Bundestag am 18. März 1953 und 
zwei Tage später durch den Bundesrat ratifiziert [vgl. FR VI, 
21/24. S. 33 Das Abkommen wurde am gleichen Tage 
durch den Präsidenten Westdeutschlands unterzeichnet, und 
die Reparationszahlungen wurden dem Abkommen gemäß 
mit pünktlicher Genauigkeit abgestattet [vgl. FR XIII, 50/52. 
S. 77; XIV, 53/56. S. 42 f.]. 
Ich bin in Israel mit einigen von Adenauers politischen Geg-
nern zusammengekommen. Sie haben mir die Gründe für ihre 
Meinungsverschiedenheit mit Adenauer erklärt, alle jedoch 
fügten hinzu, daß sie überzeugt sind, seiner Haltung Israel 
gegenüber lägen tiefe sittliche und religiöse Motive zugrunde. 
Als ich Adenauer vor drei Jahren in New York begegnete, 
habe ich mich persönlich von der Richtigkeit dieser Einschät-
zung vergewissern können, und in dem Briefwechsel, den ich 
mit ihm führte, habe ich seine moralische und politische Größe 
empfunden ... 

b) Schreiben des Bundesverbandes Deutsch-Israelischer 
Studiengruppen (BDIS) an Bundeskanzler Dr. K. Adenauer 

Dem Bulletin des BDIS Nr. 2 (Bonn, 1. 10. 1963) entnehmen wir das 
folgende Schreiben, das auch unserem Anliegen entspricht: 

Berlin, den 17. September 1963 

Hochverehrter Herr Bundeskanzler! 
Wie Sie angekündigt haben, beabsichtigen Sie, die Leitung 
der deutschen Politik in nächster Zukunft in andere Hände zu 
legen. Die von Ihnen gegenüber dem Staat Israel verfolgte 
zielgerichtete Politik läßt erwarten, daß diplomatische Bezie-
hungen aufgenommen werden, sobald die allgemeine außen-
politische Situation der Bundesrepublik es erlaubt. 
Meldungen über Äußerungen deutscher Parlamentarier im 
Nahen Osten zur Frage der deutschen Politik gegenüber Israel 
erfüllen uns mit tiefer Sorge über die künftige Gestaltung der 
deutschen Politik in dieser Frage. Dies veranlaßt uns, hoch-
verehrter Herr Bundeskanzler, mit der dringenden Bitte an 
Sie heranzutreten, schon in allernächster Zeit einen entschei-
denden Schritt in dieser Richtung zu tun. 

Mit dem Ausdruck ergebenster Hochachtung 
grüßen für den BDIS 

gez. Franz-Josef Markwitz 
gez. Egbert Gerken 

c) Adenauer für Beziehungen zu Israel 

Bonn, 23. Oktober. Konrad Adenauer hat in einem Interview 
mit der „Allgemeinen Wochenzeitung der Juden in Deutsch-
land" die Hoffnung ausgesprochen, „daß wir in absehbarer 
Zeit — wie mit den arabischen Ländern — auch mit Israel 
diplomatische Beziehungen herstellen". Der Gedanke, der die 

1 Ober die Vorgeschichte des Vertrages vgl. auch: Schalom Adler-Rudel: 
Aus der Vorzeit der Kollektiven Wiedergutmachung, sowie Walter Schwarz: 
Ein Baustein zur Geschichte der Wiedergutmachung; Felix E. Shinnar: 
Konzeption und Grundlage der Wiedergutmachung, In: ,In zwei Welten'. 
Siegfried Moses zum 75. Geburtstag. Verlag Bitaon. Tel Aviv 1962. 
S. 200 ff. 
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Politik der Bundesregierung stärksten bestimme, se1 d1e Die sakulare Auslegung des Terminus und Begriffes „Jude”
Erhaltung des Friedens schhieße nach Meinung der Kıchter aUS, da jemand, der
(In Frankturter Allgemeine Zeitung Nr. 247, sıch Z U COChristentum bekennt, eın Jude genannt werden

kann „Vom exiremen orthodoxen Juden bis ZU) Absoluten
Freidenker ist allen Leuten, die Z200D wohnen, eINESs SC-
meınsam: Wir schneiden u11 nıcht VOo  - der historischen Ver-

Und nochmals Wer ist gangenheit b und verleugnen nıcht das Erbteil UNSECETEL Vor-
vater Nur eın Narr annn glauben, daß eın Volk, fast

Oberster Gerichtshof entscheidet den Fal]l VO  - Danıel A lt wW1€e dıie Menschheit, hier a b U V':!  ' 1nn€ NCUHEC Kultur schaffen
würde. Die Erfahrung lehrt u1s, dalß Abtrünnige schließlich

Der ‚Herder-Korrespondenz‘ X VI1I/5 V ())] Februar 19653, 230 .. CNL-
VO. Stamm der Famılıie abgetrennt werden A U dem einfachennehmen wr ML freundlichem Einverständniıs der S|  rıftleitung die olgende

Darstellung, 1 Anschlufß dıe Darlegungen 1m XL, Grund, weil ıhre 'Töchter und Söhne Menschen A US anderen
AI], Völkern heiraten.“

Kichter Chajim Cohen begründete seine VO  — der Mehrheit
Die Frage, WT 1m Sinne des „Heimkehrgesetzes’, welches abweichende Ansicht damıit. da das Gesetz auszuführen s€l,
jedem Juden das echt auf Niederlassung 1n Israel un auf hne daß der Terminus „Jude“ (der 1 (rzesetz seIbst nıcht
Erwerb der israelischen Staatsangehörigkeit zusichert, 215 Jude dehinijert ist) durch einen reiigi0sen Inhalt der ine rel1ig10se
gelte, hat U1 „uch den höchsten israelischen Gerichtshof be- Qualifikation eingeschränkt werde.
schältigt, nachdem S1E jahrelang Gegenstand poliıtischer und Die Entscheidung des Öbersten Gerichtes, die hinfort als VEILI-

religiöser Auseinandersetzung BEWESCH WwWar (vgl. Herder- bindliche Auslegung des (zesetzes gelten wird, verbietet
Korrespondenz Jg 219) I)Die Frage, die sıch hier U  — endgültig allen Juden, die sıch irgendeiner qchristlichen
stellte, Wr 1e, ob der J] erminus Jude, W1E iıhn das Heım- Kirche bekennen, auf Grund des Heimkehrgesetzes nach Israe!
kehrgesetz verwendet, nach dem jüdischen Relıgionsgesetz einzuwandern. Unter Umständen P  ware E iıhre Ausweisung
der nach dem allgemeınen Sprachgebrauch auszulegen se1 AUS dem Staat Israel der ihre Ausbürgerung möglıch, cofern
Anlati dieser höchstrichterlichen Entscheidung war eın Antrag S1E auf Grund dieses (rJesetzes eingewandert sind._Die Ent-
(order nis1) des Karmeliterpaters Danizel Rufeisen. Daniel, scheidung wıird ber über diese unmittelbaren Folgen hinaus
e1in Sohn ostjüdischer Kltern, hatte während des Krieges unter vielleicht noch weitreichende Konsequenzen haben Das (re-
alschem Namen als D’olmetscher für die deutsche Poli:zei 1ın richt bestatıgte ZWal I11UTr die Erfahrungstatsache, dafß die
Mir (Polen) gearbeitet. Er konnte mehrere Hundert en Mehrheit der Juden eınen Konvertiten Z.U1 COChristentum nıcht
rechtzeitig Warnelnln und reifen, his schlielßlich selbst entdeckt als Juden nzusehen gewillt ist. und qAdie Kichter betonten,
wurde Uun: NMiehen mußte. Er fand Zuflucht ın eınem Nonnen- daß ihre Entscheidung NUüur hıinsichtlich dieses speziellen 1STAa€e-
kloster 1ın Mir, den katholischen Glauben annahm. lischen (‚esetzes gilt, S1e prajudizierten ber dennoch, WCC111]
Nachdem sıch erst eıner Partisanengruppe 1n B)J elorußland auch ungewoilt, den ethnischen Status der Judenchristen „uch

außerhalb des Staates Israel. (Die Staatsangehörigkeit rFon-angeschiossen hatte, trat nach dem Krıepg in Krakau ın den
Karmeliterorden eın, wurde 19592 Priester geweiht un! vertierter Diasporajuden wird hierdurch nıcht berührt. Die
lebt seı1t 1959 1m Karmeliterkloster Stella Maris auf dem einzıge jüdische staatliche Autorıitat ber negıert ihre Pu-
Karmel ın Haiftfa 1S IL, gehörigkeit jüdischen Volk, indem S1e ihnen das SONST

Daniel beantragte nach dem „Heimkehrzesetz” seıne Ein- allen Juden zustehende echt auf freie Niederlassung ın
büurgerung als israelıischer Staatsbürger. Der Antrag wurde 1srael] abspricht. Sollte heute einer der Ostblockstaaten
VO Innenministerium miıt der Begründung abgelehnt, dafß Juden die Ausreise nach Israe]l gestatten, dann mußten Juden-
der Antragsteller sıch ZUr katholischen Religion bekenne un christen hiıervon ausgeschlossen werden.)
daher nıcht als Jude 1m Sinne des (‚esetzes gelte. Das Oberste Die Kichter konnten sıch nicht autf das Religionsgesetz be-
(zericht W1€eSs 1U  ] Dezember 1962 ın einer 4:1-Entsche1- rufen, nıcht iwa weıl e1n Konvertit nach dem Religionsgesetz
dung den Antrag Danıels, der Innenminiıster moge ' zwingend als Jude anzusehen WZATE (was der israelische ber-
kläaren, nıcht als Jude anzusehen sel, zurück un rabbiner Jızchak Nıssım sofort nach Bekanntwerden des Ur-
bestatigte, daß der Antragstellier im Sınne des (r‚esetzes eın teils bestritt, hne dafß dies alferdings ıne verbindlıche Ent-
Jude E1 scheidung wäre), sondern weil nach dem Keiigionsgesetz
Das Gericht gab sıch dabeji größte Mühe, die offensichtlıchen giaubige Juden und Apostaten aktisch aul einer Stufe stehen.
Verdienste Daniels anzuerkennen. Sg heißt ıIn der Für das Religionsgesetz S1IN! diese wWw1C jene Juden, ob s1€E NnU.:  >;

Urteilsbegründung (alte Zaitate nach den Urteilsexzerpten der Atheisten der C.hrısten sind, beide machen sich ber der
„New ork Times”, 62) gleichen Verfehlungen schuldıg, durch dıe 1E - der (r1e-
„Wıe könnten W17 dem Herzenswunsch dieses Mannes, sıch meinschaft der Gläubigen ausgeschlossen sind. Das Rabbinat
ZanzZz miıt dem Volk, das liebt, ZU identifizıeren, nıcht ent- kann allerdings be1 einem unglaubigen Juden diese Gregeben-
sprechen?“ JDer Antrag wurde ber TOLZ der persönlıchen heit igynoreren, Was e1m Abtrüuünnigen nıcht mehr möglıch ıst.
Verdienste abgelehnt, nıcht einen rechtlich verbindlichen Die Ansicht des Kıchters Cohen zeıgt, dafß e1n anderer Aus-
Präzedenzfall schaffen. WCE möglıch SCWESCH ware, hne da der ethnısche Status
Bedeutsam der Entscheidung 1St, dafß S16 nmıcht auf Grund soicher Juden, die sich ZU e1ıNner anderen Refiigion bekennen,
des KReligionsgesetzes, der relıgıösen Definition der Zu- präjudiziert würde, W as 1 bisher immer sorglältig VC1-

gehörigkeıt jüdischen Volk, gefallt wurde „Der Ver- mijeden hat
treter des Antragstellers argumentıierte, die Nıchtanerken- ] Die VoO  m} der christiichen Abteiulung des israelischen Religions-
NUNS der jüdıschen Natıionalıtat Se1INES Mandanten bedeute, mınisteriums herausgegebenen ‚Gihristian News from Israel‘
d Israel e1in theokratischer Staat b  se1. Israel ıst kein theokra- 3—4) 19692 13 S stellen 1n ihrer Darstellung des
tıscher Staat, denn ist nıcht qAdle Religıion, dıe das Leben der Falles test „Es mul dabe1 hervorgehoben werden, da das
Bürger reguliert, sondern das Gesetz Der vorliegende Fall Gericht SEe1NE Entscheidung auf der Grundlage des weltiichen
beweist dıes: denn hatten WIT die Kategorien des Relıgions- Rechts getroffen hat, ıne CNaAuC Auslegung 1Im Sinne der
gesetzes auf den Antragsteller angewandt, dann mußte als Halacha., des Jüdıschen Relıigionsgesetzes, würde Bruder
Jude betrachtet werden.“ JDer T1erminus „Jude* MUSsSse da- Danıel ales Juden ansehen.“ Inzwischen, September 1963, hat

1im Heimkehrgesetz nach dem allgemeinen und o KUu- das israelısche Innenministerium Daniel die israelische
laren Sprachgebrauch gedeutet werden, „außer in ungewöhn- Staatsbürgerschaft durch Naturalisation zuerkannt. Anm
lıchen Fällen“ (Hier el das Gericht sich eiNE gEW1SSE Redaktion FR.I
Möglichkeit offen, in anderen Fällen, bei Samarıtanern,
anders ZU entscheiden.) Das Heimkehrgesetz SCe1 ein säakulares
israelisches Gesetz, und S@e1  D daher vernünitıg, „den 1 ermi-
11USs {ude auszulegen, w1€e WIT, die Juden, verstehen“.
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Politik der Bundesregierung am stärksten bestimme, sei die 
Erhaltung des Friedens ... 

(In: Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 247. 24. 10. 1963.) 

15/12 Und nochmals: Wer ist Jude? 

Oberster Gerichtshof entscheidet den Fall von P. Daniel 

Der ,Herder-Korrespondenz' XVII/5. vorn Februar 1963, S. 230 f., ent-
nehmen wir mit freundlichem Einverständnis der Schriftleitung die folgende 

Darstellung, im Anschluß an die Darlegungen im FR XI, 41/44 S. 92 ff.; 

XII, 45/48 S. 64 f.: 

Die Frage, wer im Sinne des „Heimkehrgesetzes", welches 
jedem Juden das Recht auf Niederlassung in Israel und auf 
Erwerb der israelischen Staatsangehörigkeit zusichert, als Jude 
gelte, hat nun auch den höchsten israelischen Gerichtshof be-
schäftigt, nachdem sie jahrelang Gegenstand politischer und 
religiöser Auseinandersetzung gewesen war (vgl. Herder-
Korrespondenz 15. Jg., S. 219). Die Frage, die sich hier 
stellte, war die, ob der Terminus Jude, so wie ihn das Heim-
kehrgesetz verwendet, nach dem jüdischen Religionsgesetz 
oder nach dem allgemeinen Sprachgebrauch auszulegen sei. 
Anlaß dieser höchstrichterlichen Entscheidung war ein Antrag 
(order nisi) des Karmeliterpaters Daniel Rufeisen. P. Daniel, 
ein Sohn ostjüdischer Eltern, hatte während des Krieges unter 
falschem Namen als Dolmetscher für die deutsche Polizei in 
Mir (Polen) gearbeitet. Er konnte so mehrere Hundert Juden 
rechtzeitig warnen und retten, bis er schließlich selbst entdeckt 
wurde und fliehen mußte. Er fand Zuflucht in einem Nonnen-
kloster in Mir, wo er den katholischen Glauben annahm. 
Nachdem er sich erst einer Partisanengruppe in Bjelorußland 
angeschlossen hatte, trat er nach dem Krieg in Krakau in den 
Karmeliterorden ein, wurde 1952 zum Priester geweiht und 
lebt seit 1959 im Karmeliterkloster Stella Maris auf dem 
Karmel in Haifa [s. FR XII, 50/52. S. 32 f.]. 
P. Daniel beantragte nach dem „Heimkehrgesetz" seine Ein-
bürgerung als israelischer Staatsbürger. Der Antrag wurde 
vom Innenministerium mit der Begründung abgelehnt, daß 
der Antragsteller sich zur katholischen Religion bekenne und 
daher nicht als Jude im Sinne des Gesetzes gelte. Das Oberste 
Gericht wies nun am 6. Dezember 1962 in einer 4:1-Entschei-
dung den Antrag P. Daniels, der Innenminister möge er-
klären, warum er nicht als Jude anzusehen sei, zurück und 
bestätigte, daß der Antragsteller im Sinne des Gesetzes kein 
Jude sei. 
Das Gericht gab sich dabei größte Mühe, die offensichtlichen 
Verdienste P. Daniels anzuerkennen. So heißt es z. B. in der 
Urteilsbegründung (alle Zitate nach den Urteilsexzerpten der 
„New York Times", 7. 12. 62): 
„Wie könnten wir dem Herzenswunsch dieses Mannes, sich 
ganz mit dem Volk, das er liebt, zu identifizieren, nicht ent-
sprechen?" Der Antrag wurde aber trotz der persönlichen 
Verdienste abgelehnt, um nicht einen rechtlich verbindlichen 
Präzedenzfall zu schaffen. 
Bedeutsam an der Entscheidung ist, daß sie nicht auf Grund 
des Religionsgesetzes, d. h. der religiösen Definition der Zu-
gehörigkeit zum jüdischen Volk, gefällt wurde: „Der Ver-
treter des Antragstellers argumentierte, die Nichtanerken-
nung der jüdischen Nationalität seines Mandanten bedeute, 
daß Israel ein theokratischer Staat sei. Israel ist kein theokra-
tischer Staat, denn es ist nicht die Religion, die das Leben der 
Bürger reguliert, sondern das Gesetz ... Der vorliegende Fall 
beweist dies; denn hätten wir die Kategorien des Religions-
gesetzes auf den Antragsteller angewandt, dann müßte er als 
Jude betrachtet werden." Der Terminus „Jude" müsse da-
gegen im Heimkehrgesetz nach dem allgemeinen und säku-
laren Sprachgebrauch gedeutet werden, „außer in ungewöhn-
lichen Fällen". (Hier ließ das Gericht sich eine gewisse 
Möglichkeit offen, in anderen Fällen, z. B. bei Samaritanern, 
anders zu entscheiden.) Das Heimkehrgesetz sei ein säkulares 
israelisches Gesetz, und es sei daher vernünftig, „den Termi-
nus Jude so auszulegen, wie wir, die Juden, es verstehen". 

Die säkulare Auslegung des Terminus und Begriffes „Jude" 
schließe es nach Meinung der Richter aus, daß jemand, der 
sich zum Christentum bekennt, ein Jude genannt werden 
kann. „Vom extremen orthodoxen Juden bis zum absoluten 
Freidenker ist allen Leuten, die zu Zion wohnen, eines ge-
meinsam: Wir schneiden uns nicht von der historischen Ver-
gangenheit ab und verleugnen nicht das Erbteil unserer Vor-
väter ... Nur ein Narr kann glauben, daß ein Volk, fast so 
alt wie die Menschheit, hier ab ovo eine neue Kultur schaffen 
würde. Die Erfahrung lehrt uns, daß Abtrünnige schließlich 
vom Stamm der Familie abgetrennt werden aus dem einfachen 
Grund, syeil ihre Töchter und Söhne Menschen aus anderen 
Völkern heiraten." 
Richter Chajim Cohen begründete seine von der Mehrheit 
abweichende Ansicht damit, daß das Gesetz auszuführen sei, 
ohne daß der Terminus „Jude" (der im Gesetz selbst nicht 
definiert ist) durch einen religiösen Inhalt oder eine religiöse 
Qualifikation eingeschränkt werde. 
Die Entscheidung des Obersten Gerichtes, die hinfort als ver-
bindliche Auslegung des Gesetzes gelten wird, verbietet es 
nun endgültig allen Juden, die sich zu irgendeiner christlichen 
Kirche bekennen, auf Grund des Heimkehrgesetzes nach Israel 
einzuwandern. Unter Umständen wäre sogar ihre Ausweisung 
aus dem Staat Israel oder ihre Ausbürgerung möglich, sofern 
sie auf Grund dieses Gesetzes eingewandert sind. Die Ent-
scheidung wird aber über diese unmittelbaren Folgen hinaus 
vielleicht noch weitreichende Konsequenzen haben. Das Ge-
richt bestätigte zwar nur die Erfahrungstatsache, daß die 
Mehrheit der Juden einen Konvertiten zum Christentum nicht 
als Juden anzusehen gewillt ist, und die Richter betonten, 
daß ihre Entscheidung nur hinsichtlich dieses speziellen israe-
lischen Gesetzes gilt, sie präjudizierten aber dennoch, wenn 
auch ungewollt, den ethnischen Status der Judenchristen auch 
außerhalb des Staates Israel. (Die Staatsangehörigkeit kon-
vertierter Diasporajuden wird hierdurch nicht berührt. Die 
einzige jüdische staatliche Autorität aber negiert ihre Zu-
gehörigkeit zum jüdischen Volk, indem sie ihnen das sonst 
allen Juden zustehende Recht auf freie Niederlassung in 
Israel abspricht. Sollte heute z. B. einer der Ostblockstaaten 
Juden die Ausreise nach Israel gestatten, dann müßten Juden-
christen hiervon ausgeschlossen werden.) 
Die Richter konnten sich nicht auf das Religionsgesetz be-
rufen, nicht etwa weil ein Konvertit nach dem Religionsgesetz 
zwingend als Jude anzusehen wäre (was der israelische Ober-
rabbiner Jizchak Nissim sofort nach Bekanntwerden des Ur-
teils bestritt, ohne daß dies allerdings eine verbindliche Ent-
scheidung wäre), sondern weil nach dem Religionsgesetz un-
gläubige Juden und Apostaten faktisch auf einer Stufe stehen. 
Für das Religionsgesetz sind diese wie jene Juden, ob sie nun 
Atheisten oder Christen sind, beide machen sich aber der 
gleichen Verfehlungen schuldig, durch die sie aus der Ge-
meinschaft der Gläubigen ausgeschlossen sind. Das Rabbinat 
kann allerdings bei einem ungläubigen Juden diese Gegeben-
heit ignorieren, was beim Abtrünnigen nicht mehr möglich ist. 
Die Ansicht des Richters Cohen zeigt, daß ein anderer Aus-
weg möglich gewesen wäre, ohne daß der ethnische Status 
solcher Juden, die sich zu einer anderen Religion bekennen, 
präjudiziert würde, was man bisher immer sorgfältig ver-
mieden hat. 
[Die von der christlichen Abteilung des israelischen Religions-
ministeriums herausgegebenen ‚Christian News from Israel' 
(XIII/3-4) 1962 p. 13 sq. stellen in ihrer Darstellung des 
Falles fest: „Es muß dabei hervorgehoben werden, daß das 
Gericht seine Entscheidung auf der Grundlage des weltlichen 
Rechts getroffen hat, eine genaue Auslegung im Sinne der 
Halacha, d. i. des jüdischen Religionsgesetzes, würde Bruder 
Daniel als Juden ansehen." Inzwischen, September 1963, hat 
das israelische Innenministerium P. Daniel die israelische 
Staatsbürgerschaft durch Naturalisation zuerkannt. Anm. d. 
Redaktion d. FR.] 
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